V O L L M A C H T

Damit ihr Unterstützungsgesuch in voller Kenntnis der Sachlage angenommen werden kann und um den Bestimmungen der Sozialhilfegesetzgebung zu entsprechen, erklären die unterzeichneten Personen,

	Name und Vorname :
	

	Geburtsdatum :
	

	Wohnort : 
	


	Ehegatte/Ehegattin :
	

	Name und Vorname :
	

	Geburtsdatum :
	


dass sie den Sozialdienst der Gemeinde ... ermächtigen, sämtliche zweckdienlichen Auskünfte für die Überprüfung ihrer persönlichen, finanziellen und steuerliche Situation einzuholen.

Die Ermächtigung betrifft insbesondere die Überprüfung allfälliger ausstehender Geldbeträge - Kapital oder Renten aus AHV-IV / BVG, Leistungen der Arbeitslosenversicherung, Löhne und jegliche weitere Einkünfte -, die voraussichtlich bis in Höhe der erteilten finanziellen Hilfe rückerstattet werden können. Die betreffenden Ämter werden somit ermächtigt, dem Sozialdienst von ... jede Auskunft zu erteilen oder jeden Entscheid auszuhändigen. Dasselbe gilt für die Post oder jedes Geldinstitut, das vom Sozialdienst zwecks Erteilung von Kontoauszügen kontaktiert wird (offene Konten, die auf den eigenen Namen lauten oder auf den Namen einer Person, die im gleichen Haushalt lebt). Sie ermächtigen auch Arbeitgeber, Vermieter, Krankenversicherer oder weitere Stellen zur Erteilung aller Auskünfte, die der Sozialdienst verlangt.

	Ausgestellt in ... am
	


	Die Sozialarbeiterin /der Sozialarbeiter :
	
	Die um materielle Hilfe ersuchende(n) Person(en):

(die erklärt/erklären, ein Doppel dieser Ermächtigung erhalten zu haben))


œ
Ich verstehe genügend Deutsch und verzichte auf eine Übersetzung in meine Muttersprache : 








Unterschrift :

œ
Diese Vollmacht wurde in Anwesenheit der oben genannten Personen von einer Dolmetscherin/einem Dolmetscher gelesen und übersetzt, am


Unterschrift :

Auszug aus dem Sozialhilfegesetz (SHG)

Art. 24. Wer materielle Hilfe beantragt, muss dem Sozialdienst über seine persönlichen und finanziellen Verhältnisse genau Auskunft geben und die für die Abklärung erforderlichen Unterlagen einreichen. Die materielle Hilfe kann verweigert werden, wenn der Gesuchsteller die für die Abklärung erforderlichen Unterlagen nicht einreicht. Der Hilfeempfänger hat dem Sozialdienst jegliche Änderung in seinen Verhältnissen unverzüglich zu melden.

Art. 29. Wer materielle Hilfe erhalten hat, muss diese ganz oder teilweise zurückerstatten, sobald die finanziellen Verhältnisse es ihm gestatten. Die Rückerstattungspflicht gilt auch für die Erben bis zum Betrag ihres Anteils an der Erbschaft. Wer materielle Hilfe als Vorschuss auf Sozialleistungen bezogen hat, muss sie zurückerstatten.

Art. 37a. Wer gegen die Artikel 24 und 29 dieses Gesetzes verstösst, wird mit Busse oder Haft bestraft.

Art. 28. Die Mitarbeiter der Sozialdienste unterliegen der Schweigepflicht.
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